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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Eilers (Bielefeld), Frau Schlei, 
Frau Dr. Lepsius, Dr. Nöiling, Rappe (Hildesheim), Frau Funcke, Frau Schuchardt 
und Genossen und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/182 - 


betr. verdeckte Diskriminierung der Frauen durch Einstufung in Leichtiohngruppen 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat mit 
Schreiben vom 2. März 1973 - III a 1 - 3099.32 - die Kleine An- 
frage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wann rechnet die Bundesregierung damit, daß zwischen den 
Tarifvertragsparteien eine Einigung darüber erzielt werden 
kann, nach welcher Methode die von der Bundesregierung an- 
gekündigte Untersuchung durchgeführt werden soll? 

Es ist zur Zeit noch nicht möglich, einen Zeitpunkt dafür anzu- 
geben, bis zu dem zwischen den Tarifvertragsparteien eine 
Einigung darüber erzielt werden kann, nach welcher Methode 
die beabsichtigte Untersuchung „Leichtlohngruppen, ihre Tätig- 
keitsmerkmale und Eingruppierungspraxis" durchgeführt wer- 
den kann. Die bisherigen vorbereitenden gemeinsamen Arbei- 
ten und Verhandlungen mit den Tarifvertragsparteien haben 
sich als schwieriger erwiesen, als anfänglich zu erwarten war. 
Hierauf hat die Bundesregierung bereits in ihrem Bericht an den 
Deutschen Bundestag zu Artikel 119 EWG-Vertrag vom 24, Ja- 
nuar 1973 (Drucksache 7/90) hingewiesen. 

Die Bundesregierung hat von Anfang an bei ihren Bemühungen, 
zu einer Klärung des Problems der tarifvertraglichen Leicht- 
lohngruppen beizutragen, angestrebt, die beabsichtigte Unter- 
suchung nach einer von beiden Tarifvertragsparteien gebillig- 
ten Methode durchzuführen. Dies erschien schon deshalb uner- 
läßlich, um für beide Seiten überzeugungskräftige Ergebnisse 
zu erzielen. 

Nachdem eine erste vorgeschlagene Untersuchungsmethode bei 
beiden Tarifvertragsparteien keine Zustimmung gefunden hatte, 
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wurde eine neue Methode entwickelt. Sie wurde inzwischen in 
einem Großbetrieb der Süßwarenindustrie, für den tarifvertrag- 
liche Leichtlohngruppen gelten, getestet, indem eine genaue 
Analyse einer begrenzten Zahl von Tätigkeiten vorgenommen 
wurde. Dabei wurde gleichzeitig der Arbeitswert der einzelnen 
Tätigkeiten ermittelt. Die Auswertung dieser Testuntersuchung 
erfolgte durch eine Kommission, der Vertreter der Tarifver- 
tragsparteien und des Bundesministeriums für Arbeit und So- 
zialordnung angehörten. Ihre Aufgabe war es, eine den ermit- 
telten Arbeitswerten entsprechende Einstufung der Tätigkeiten 
in Lohngruppen vorzunehmen und das Ergebnis mit der tatsäch- 
lichen tarifvertraglichen Einstufung dieser Tätigkeiten zu ver- 
gleichen. Dieser Vergleich sollte darüber Aufschluß geben, ob 
die tarifvertragliche Ausgestaltung der Leichtlohngruppen zu 
einer den ermittelten Arbeitswerten entsprechenden Einstufung 
führt oder ob sie Diskriminierungen mit sich bringt. 

Trotz intensiver Bemühungen ist es der Kommission bisher nicht 
gelungen, zwischen den Tarifvertragsparteien eine Überein- 
stimmung über eine den Arbeitswerten entsprechende Zuord- 
nung der beschriebenen Tätigkeiten in die vorhandenen tarif- 
vertraglichen Lohngruppen zu erzielen. Der Grund hierfür liegt 
darin, daß beide Seiten - wie es auch bei Tarifvertragsverhand- 
lungen üblich ist - von unterschiedlichen tarif-, arbeitsmarkt- 
und sozialpolitischen Erwägungen ausgehen. Daraus folgen un- 
terschiedliche Zuordnungsmethoden. 

Die Anwendung der Zuordnungsmethode der Arbeitgeberseite 
würde im Ergebnis ihre Auffassung bestätigen, daß die Leicht- 
lohngruppen nicht zu einer Diskriminierung der Frauen führen. 
Bei der Anwendung der Zuordnungsmethode der Arbeitnehmer- 
seite würde sich dagegen eindeutig eine höhere Einstufung eini- 
ger der untersuchten Tätigkeiten - und zwar gerade der in den 
Leichtlohngruppen eingeordneten - ergeben. 

Es handelt sich hier damit um einen tarifpolitischen Dissens, der 
nicht ohne weiteres schlichtbar ist. Denn die von der Arbeitswis- 
senschaft erarbeiteten Zuordnungsmethoden müssen von den 
Tarifvertragsparteien in freier Selbstbestimmung - also im Rah- 
men der Tarifautonomie - daraufhin überprüft werden, ob und 
inwieweit sie Eingang in den Lohnfindungsprozeß finden sol- 
len oder nicht. Deshalb erscheint es auch nicht wünschenswert, 
wenn sich die Bundesregierung für eine der beiden umstritte- 
nen Zuordnungsmethoden oder für eine dritte Methode ent- 
scheiden würde. Sie würde damit eine Wahl treffen, die im 
Grunde allein den Tarifvertragsparteien zukommt. 

Die Bundesregierung wird sich jedoch weiter darum bemühen, 
doch noch zu einer für beide Tarifvertragsparteien annehmba- 
ren Methode zu gelangen. Sollte dies nicht möglich sein, so wird 
die Bundesregierung, um bei der Klärung des Problems der 
Leichtlohngruppen endlich voranzukommen, zwei andere Wege 
erwägen. Sie könnte beide Zuordnungsmethoden alternativ für 
die Untersuchung vorsehen. Allerdings würde eine solche Un- 
tersuchung nur die Bandbreite möglicher Bewertungs- und Lohn- 
differenzen durch die Tarifvertragsparteien aufzeigen. Die Bun- 
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desregierung könnte aber auch - ausgehend von den Erkennt- 
nissen aus den bisherigen beiden Testuntersuchungen - eine 
Untersuchung über bestimmte Bewertungsgrundsätze ins Auge 
fassen. Es würde sich dabei insbesondere um Bewertungsgrund- 
sätze handeln, die für die Klärung des Problems der Leichtlohn- 
gruppen wesentlich sind. Eine solche Untersuchung wäre nicht 
davon abhängig, daß sich die Tarifvertragsparteien vorher auf 
eine einheitliche Untersuchungsmethode einigten. 


2. Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, dieses Problem in 
der nächsten Sitzung der Sozialpolitischen Gesprächsrunde zu 
behandeln, um eine Einigung unter den Tarifvertragsparteien 
zu beschleunigen? 

Die Beantwortung der Frage 1 hat die Schwierigkeiten aufge- 
zeigt, die z. Z. einer erfolgversprechenden Klärung des Pro- 
blems noch entgegenstehen, so daß eine Erörterung schon in der 
nächsten Sitzung der Sozialpolitischen Gesprächsrunde nicht an- 
gezeigt erscheint. Um die Einigung unter den Tarifvertragspar- 
teien zu beschleunigen, dürfte es aussichtsreicher sein, zunächst 
weitere Gespräche mit tarifpolitischen Experten der Tarifver- 
tragsparteien zu führen. 


3. Wird die Bundesregierung, falls eine Einigung unter den Ta- 
rifvertragsparteien in absehbarer Zeit nicht zustande kommen 
sollte, unverzüglich ein Enquete-Gesetz vorlegen, um die beab- 
sichtigte Untersuchung durchzuführen? 

Da sich die Verhandlungen mit den Tarifvertragsparteien schon 
erheblich länger als erwartet ohne konkretes Ergebnis hinzie- 
hen, hat die Bundesregierung bereits erwogen, ob sie nicht dem 
Deutschen Bundestag vorschlagen soll, die beabsichtigte Unter- 
suchung aufgrund eines Enquete-Gesetzes durchzuführen. Da- 
bei hätte jedoch dann der Gesetzgeber u. a. auch über die an- 
zuwendende Zuordnungsmethode zu befinden, die - wie in der 
Antwort zu 1 dargelegt - an sich Sache der Tarifvertragspar- 
teien wäre. Dies ist auch der Grund dafür, warum die Bundes- 
regierung bisher die Vorlage eines Enquete-Gesetzes zurück- 
gestellt hat und sich statt dessen nach wie vor um eine Einigung 
mit den Tarifvertragsparteien bemüht. Sollte jedoch eine solche 
Einigung in absehbarer Zeit nicht erreichbar sein und sollten 
auch die in der Antwort zu 1 angedeuteten beiden weiteren 
Wege zu einer Klärung des Problems nicht ausreichend beitra- 
gen, so wird die Bundesregierung zu entscheiden haben, ob 
angesichts der Bedeutung des Problems die Vorlage eines 
Enquete-Gesetzes zu rechtfertigen ist. 

Im übrigen haben die bisherigen gemeinsamen Arbeiten mit 
den Tarifvertragsparteien die Bundesregierung in ihrer Auf- 
fassung bestärkt, daß das umstrittene Problem der Leichtlohn- 
gruppen wirksam und endgültig nur von den Tarifvertragspar- 
teien selbst im Rahmen der Tarifautonomie gelöst werden kann. 
Dies könnte vor allem dadurch geschehen, daß die Tarifver- 
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tragsparteien die noch vorhandenen Leichtlohngruppen abschaf- 
fen. Ein Anfang hierzu ist bereits in der chemischen Industrie 
und in der Metallindustrie Nordrhein-Westfalens gemacht wor- 
den. Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Tarif- 
vertragsparteien auch der anderen Wirtschaftszweige, in denen 
es noch Leichtlohngruppen gibt, diesen Weg bei künftigen Tarif- 
vertragsverhandlungen beschriften. 
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